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Auszug aus dem Aufgebotsverfahren 

 
Der Vorstand der Sparkasse Oberpfalz Nord hat mit Beschluss vom 09.04.2024 das als verloren gemeldet. 
 
Sparkassenbuch Nr. 3024096608 aufgeboten. 
 
Der derzeitige Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert seine Rechte unter Vorlage der Urkunde 
bis spätestens 16.07.2024 nachzuweisen, ansonsten wird die Urkunde für kraftlos erklärt. 
 
Weiden, 16.04.2024 
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Auszug aus dem Aufgebotsverfahren 

 
Der Vorstand der Sparkasse Oberpfalz Nord hat mit Beschluss vom 18.04.2024 das als verloren gemel-
det. 
 
Sparkassenbuch Nr. 3024001335 aufgeboten. 
 
Der derzeitige Inhaber des Sparkassenbuches wird aufgefordert seine Rechte unter Vorlage der Urkunde 
bis spätestens 23.07.2024 nachzuweisen, ansonsten wird die Urkunde für kraftlos erklärt. 
 
Weiden, 18.04.2024 
 
 
 ____________________________________________________________________________________   
 
 

Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Bad Neualbenreuth 

(Landkreis Tirschenreuth) 
für das Haushaltsjahr 

 
2024 

 
 
Aufgrund des Art. 9 Bayer. Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) und Art. 42 ff. des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) erlässt die Schulverbands- 
versammlung folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit festgesetzt; 
 
Er schließt im Verwaltungshaushalt in 
 
Einnahmen und Ausgaben mit je          248.170 € 
 
und im Vermögenshaushalt in 
 
Einnahmen und Ausgaben mit je    556.381 € 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungs- 
maßnahmen wird auf 88.581,00 € festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 
A. Verwaltungsumlage 
 
Umlage nach der Schülerzahl:  
Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs (Umlage-Soll), zur Finanzierung von 
Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird auf 216.720 € festgesetzt.  
 
Dieser Bedarf wird nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulver- 
bandes umgelegt. 
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Die für die Berechnung der Schulverbandsumlage maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 
01.10.2023 wird auf 42 Verbandsschüler (ohne Gastschüler) festgesetzt. 
 
Die Verwaltungsumlage wird somit je Verbandsschüler auf 5.160 € festgesetzt. 
 
B. Investitionsumlage 
 
Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan 
wird auf 100.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Bad Neualbenreuth, 18.04.2024 
 
Schulverband Bad Neualbenreuth 
 
 
gez. Klaus Meyer 
Schulverbandsvorsitzender 
 
 
 ____________________________________________________________________________________   
 
 
 

Satzung über die Förderung von Kindertagespflege im 
Landkreis Tirschenreuth (Kindertagespflegesatzung) vom 

 
12.04.2024 

 
 
Aufgrund von Artikel 16 und Artikel 17 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (Landkreisordnung 
- LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 826, BayRS 2020-3-1-I), 
zuletzt geändert durch §§ 4, 5 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) geändert worden ist, 
der §§ 22 bis 24 und § 90 Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe -  in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 21.12.2022 (BGBl. I S. 2824; 2023 I Nr. 19) i. V. m. Bayerisches Gesetz zur Bildung, 
Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindergärten, anderen Kindertageseinrichtungen und in Tages-
pflege (Bayerisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz - BayKiBiG), verkündet als § 1 des Bayeri-
schen Gesetzes zur Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindergärten, anderen Kindertages-
einrichtungen und in Tagespflege und zur Änderung anderer Gesetze - Bayerisches Kinderbildungs- und -
betreuungsgesetz und Änderungsgesetz (BayKiBiG und ÄndG) vom 8. Juli 2005 (GVBl. S. 236, BayRS 
2231-1-A), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. August 2023 (GVBl. S. 499) und der Verordnung zur 
Ausführung des Bayerischen Kinderbildungs- und –betreuungsgesetzes (AVBayKiBiG) vom 5. Dezember 
2005 (GVBl. S. 633, BayRS 2231-1-1-A), zuletzt geändert durch Verordnung vom 25. Mai 2023 (GVBl. S. 
255), erlässt der Landkreis Tirschenreuth folgende Satzung: 
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1. Abschnitt 
Förderung der Kindertagespflege 

 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Die Förderung in Kindertagespflege gemäß §§ 23, 24 SGB VIII ist eine Leistung des Landkreises 

Tirschenreuth als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Betreuungsplätze die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Kindertagespflege-
person, deren fachliche Beratung, Begleitung und weitere Qualifizierung sowie die Gewährung einer 
laufenden Geldleistung.  

 
(2) Die Kindertagespflege kommt primär als Förderung während des Tages, im Zeitkorridor von 05:00 Uhr 

bis 22:00 Uhr in Betracht; sie kann aber im Einzelfall auch während der Nachtstunden zum Einsatz 
kommen, insbesondere wenn dies im Hinblick auf Schicht- oder Nachtarbeit der Eltern oder eines El-
ternteils notwendig ist.  

 
(3) Träger der öffentlichen Jugendhilfe im Sinne dieser Satzung ist der Landkreis Tirschenreuth als örtli-

cher Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
§ 2 

Formen der Kindertagespflege 
 
(1) Als Regelform der über den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe vermittelten Kindertages-

pflege gelten diejenigen Pflegeverhältnisse, in denen neben den Voraussetzungen der §§ 23, 24 SGB 
VIII auch die Fördervoraussetzungen nach Art. 20 BayKiBiG i. V. m. § 18 AVBayKiBiG vorliegen (Qua-
lifizierte Kindertagespflege).  

 
(2) Kindertagespflege nach dem SGB VIII unter Vorliegen der Voraussetzungen des § 23 Abs. 3 SGB VIII 

jedoch ohne Vorliegen der Fördervoraussetzungen nach Art. 20 BayKiBiG i. V. m. § 18 AVBayKiBiG 
wird nur in Ausnahmefällen vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe vermittelt.  

 
 

§ 3 
Vermittlung 

 
(1) Eine Vermittlung erfolgt nur an geeignete Kindertagespflegepersonen im Sinne von § 23 Abs. 3 SGB 

VIII. Bei Vorliegen der Kriterien des § 43 SGB VIII bedürfen die Kindertagespflegepersonen außerdem 
der dort genannten Kindertagespflegeerlaubnis. 

 
(2) Die Vermittlung setzt weiterhin voraus, dass zwischen den Personensorgeberechtigten und der Kin-

dertagespflegeperson eine Betreuungs- und Buchungsvereinbarung (§ 4) abgeschlossen und dem 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe vorgelegt wird. 

 
(3) Die Vermittlung erfolgt nach Eingang der Betreuungs- und Buchungsvereinbarung beim Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe durch Bescheid. 
 
(4) Die Vermittlung nach Abs. 1 umfasst auch die Vermittlung einer Ersatzbetreuung. 
 
(5) Als Vermittlung im Sinne des Abs. 1 gilt sowohl die tatsächliche Vermittlung als auch die nachträgliche 

Bewilligung der Vermittlung durch den örtlichen Träger der der öffentlichen Jugendhilfe. 
 
 

§ 4 
Betreuungs- und Buchungsvereinbarung 

 
(1) Die nähere Ausgestaltung der Kindertagespflege regelt die zwischen der Kindertagespflegeperson und 

dem Personensorgeberechtigten des Kindes zu schließende Betreuungs- und Buchungsvereinbarung, 
in der insbesondere der individuelle Betreuungsbedarf des Kindes für jedes Kindergartenjahr (gem. 
Art. 26 Abs. 1 Satz 5 BayKiBiG: 01.09. bis 31.08. des Folgejahres) in einem Buchungsbeleg zu verein-
baren ist.  

 



Seite 44 A M T S B L A T T  

(2) Beginn der Betreuung ist der im Buchungsbeleg der Betreuungs- und Buchungsvereinbarung verein-
barter Zeitpunkt des Betreuungsverhältnisses. Wird eine Eingewöhnungsphase vereinbart ist der Be-
ginn der Betreuung der in der Betreuungs- und Buchungsvereinbarung vereinbarte Zeitpunkt des Be-
ginns der Eingewöhnungsphase. 

 
(3) Die Betreuung endet 
 

a) nach Ablauf des laufenden Kindergartenjahres im Sinne von Abs. 1, sofern dem Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe für das nachfolgende Kindergartenjahr kein neuer Buchungsbeleg vorgelegt 
wird, oder 

 
b) durch ordentliche Kündigung der Betreuungs- und Buchungsvereinbarung durch einen im Abs. 1 

genannten Vertragspartner, oder 
 
c) mit Widerruf der Vermittlung, insbesondere in den in § 13 Abs. 8 genannten Fällen, durch den 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 
 
(4) Der zeitliche Umfang der Betreuung ist die im Buchungsbeleg der Betreuungs- und Buchungsverein-

barung nach dem individuellen Bedarf des Kindes vereinbarte Buchungszeitgruppe. 
 

§ 5 
Buchungszeitgruppen 

 
(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe gewährt der Kindertagespflegeperson für eine im Sinne von § 

3 vermittelte Kindertagespflege ein laufendes Kindertagespflegeentgelt nach 
§ 6, pauschal gestaffelt nach der im Buchungsbeleg der Betreuungs- und Buchungsvereinbarung ver-
einbarten Buchungszeitgruppe.  

 
(2) Bei täglich unterschiedlichen Betreuungszeiten, sowie bei einem Betreuungsbedarf an mehr als fünf 

Wochentagen, wird der Zeitbedarf pro Woche festgelegt und auf den Tagesdurchschnitt einer 5-Tage-
Woche umgerechnet. Betreuungszeiten zwischen 22:00 Uhr und 05:00 Uhr werden zu 50 Prozent an-
gerechnet. 

 
(3) Das pauschale Kindertagespflegeentgelt wird nach folgenden täglichen Buchungszeitgruppen ausge-

zahlt: 
 

- bis einschließlich 1 Std. 
  (mindestens 1 bis einschließlich 5 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 1 bis einschließlich 2 Std. 
  (mehr als 5 bis einschließlich 10 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 2 bis einschließlich 3 Std. 
  (mehr als 10 bis einschließlich 15 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 3 bis einschließlich 4 Std. 
  (mehr als 15 bis einschließlich 20 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 4 bis einschließlich 5 Std. 
  (mehr als 20 bis einschließlich 25 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 5 bis einschließlich 6 Std. 
  (mehr als 25 bis einschließlich 30 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 6 bis einschließlich 7 Std. 
  (mehr als 30 bis einschließlich 35 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 7 bis einschließlich 8 Std. 
  (mehr als 35 bis einschließlich 40 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 8 bis einschließlich 9 Std. 
  (mehr als 40 bis einschließlich 45 Std. wöchentlich) 
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- von mehr als 9 Stunden 
  (mehr als 45 Std. wöchentlich) 

 
(4) Die Auszahlung des pauschalen Kindertagespflegeentgelts ist davon abhängig, dass das Kind in die-

sem täglichen Zeitumfang (Buchungszeitgruppe) auch tatsächlich von der Kindertagespflegeperson 
betreut wird. 

 
(5) Wenn es die örtlichen Voraussetzungen bei der Kindertagespflegeperson erlauben und dies mit der 

Kindertagespflegeperson abgestimmt ist, kann diese Zeit auch zu wechselnden Uhrzeiten eingesetzt 
werden. 

 
(6) Verändert sich die tatsächliche Betreuungszeit gegenüber der ursprünglich vereinbarten Betreuungs-

zeit wesentlich, hat die Kindertagespflegeperson dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe einen neuen, 
von der Kindertagespflegeperson und dem Personensorgeberechtigten unterschriebenen Buchungs-
beleg vorzulegen. 

 
(7) Eine Veränderung im Sinne des Abs. 6 ist dann wesentlich, wenn sich aus der neuen, zwischen den 

Personensorgeberechtigten und der Kindertagespflegeperson vereinbarten Betreuungszeit eine an-
dere Buchungszeitgruppe errechnet. Dabei bleiben bei der Berechnung zusammenhängende Krank-
heitszeiten des Kindes und der Kindertagespflegeperson von bis zu vier Wochen (20 Arbeitstage), 
sowie eine betreuungsfreie Zeit im Umfang von bis zu vier Wochen (20 Arbeitstage) bei der Ermittlung 
der Buchungszeitgruppe unberücksichtigt.  

 
(8) Bei vorübergehender Krankheit bzw. Abwesenheit des Kindes wird das Kindertagespflegeentgelt wei-

tergewährt. Bei zusammenhängender Erkrankung bzw. Abwesenheit des Kindes ab der fünften Woche 
entfällt der Anspruch auf Zahlung einer laufenden Geldleistung durch den Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe. 

 
(9) Sofern die Betreuung abweichend vom vereinbarten Zeitpunkt, insbesondere in den Fällen des § 4 

Abs. 3 Buchstaben b und c vorzeitig beendet wird, wird das Kindertagespflegeentgelt bis zum Ende 
des Monats gezahlt, in dem das Kind letztmalig betreut wurde, sofern der Kindertagespflegeplatz weiter 
zur Verfügung steht, ansonsten endet die Zahlung mit dem letzten Betreuungstag. 

 
(10) Da die Kindertagespflegeperson selbständig tätig ist, besteht kein Anspruch auf Fortzahlung des Kinder-

tagespflegeentgelts im Krankheitsfall bzw. bei sonstiger Abwesenheit (betreuungsfreie Zeit) der Kin-
dertagespflegeperson. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird auf eine Rückforderung des 
Kindertagespflegeentgelts im Umfang von bis zu vier Wochen (20 Arbeitstagen) abgesehen. 

 
(11) Die Kindertagespflegeperson hat eine Abwesenheit des Kindes über den in Abs. 8 Satz 2 genannten 

Zeitpunkt, eine vorzeitige Beendigung der Betreuung im Sinne von Abs. 9 und betreuungsfreie Zeiten 
im Sinne von Abs. 10 über den in Abs. 10 Satz 2 genannten Zeitraum dem Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe unverzüglich mitzuteilen. Unterbleibt die Mitteilung, entfällt der Anspruch auf Zahlung einer 
laufenden Geldleistung durch den Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit dem letzten tatsächlichen 
Betreuungstag. In diesem Fall ist ein darüber hinaus gezahltes Kindertagespflegeentgelt zurückzuer-
statten. 

 
 

§ 6 
Laufende Geldleistung für Kindertagespflegepersonen 

 
(1) Die laufende Geldleistung an die Kindertagespflegeperson umfasst: 
 

1. eine monatliche Sachaufwandspauschale, 
 
2. einen monatlichen Beitrag zur Anerkennung der Förderleistung, 
 
3. einen monatlichen Qualifizierungszuschlag, 
 
4. die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer gesetzlichen Unfallversiche-

rung, sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Al-
terssicherung der Kindertagespflegeperson und 



Seite 46 A M T S B L A T T  

 
5. die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für eine angemessene Kranken- und Pfle-

geversicherung. 
 
(2) Der Anspruch der Kindertagespflegeperson auf die Gewährung der Leistungen nach Nr. 3 bis Nr. 5 

setzt eine Ausübung der Kindertagespflege im Umfang von mindestens einer Buchungszeitgruppe von 
„1 bis einschließlich 2 Std. (mehr als 5 bis einschließlich 10 Std. wöchentlich)“ voraus. 

 
 

§ 7 
Kosten für Sachaufwand 

 
(1) Die Erstattung der Kosten für den Sachaufwand nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 erfolgt pauschal. Die Höhe der 

monatlichen Sachkostenpauschale richtet sich nach der jeweils für den Landkreis Tirschenreuth gülti-
gen „Richtlinie für Kindertagespflege nach § 23 SGB VIII und dem BayKiBiG“. Derzeit beträgt die mo-
natliche Sachkostenpauschale pro Kind bei einer Betreuungszeit in der Buchungszeitgruppe „mehr als 
7 bis einschließlich 8 Std. (mehr als 35 bis einschließlich 40 Std. wöchentlich)“ für:  

 
1. Kinder unter drei Jahren  240,00 EUR 
 
2. Kinder ab drei Jahren   300,00 EUR 

 
(2) Die Sachkostenpauschale ist bei höherer/geringerer Stundenzahl entsprechend der vermittelten Bu-

chungszeitgruppe nach § 5 Abs. 3 nach oben/unten zu korrigieren. 
 
(3) Vollendet ein Kind unter drei Jahren während einer laufenden Kindertagespflege innerhalb eines Kin-

dergartenjahres (§ 4 Abs. 1) das dritte Lebensjahr, wird die Sachkostenpauschale nach Abs. 1 Nr. 1 
bis zum Ende des laufenden Kindergartenjahres beibehalten. Im Übrigen werden Änderungen ab Be-
ginn des Kalendermonats berücksichtigt, in denen sie eintreten.  

 
(4) Mit der Sachaufwandspauschale sind Aufwendungen für ein in der Kindertagespflege bereitgestelltes 

Essen abgegolten. 
 
(5) Betreut die Kindertagespflegeperson das Kind im Haushalt des Personensorgeberechtigten, kann die 

Sachaufwandspauschale nach Abs. 1 angemessen gekürzt werden, sofern die Kindertagespflegeper-
son die Kosten für den Sachaufwand im Einzelnen nicht nachweisen kann. 

 
 

§ 8 
Beitrag zur Anerkennung der Förderleistung 

 

(1) Bei der Höhe der Geldleistung zur Anerkennung der Förderleistung (§ 23 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII) wird 
als Berechnungsgrundlage an die Höhe des vorläufigen Basiswerts der staatlichen Förderung ange-
knüpft; dabei wird zwischen staatlich nicht geförderten (§ 2 Abs. 2) und staatlich geförderten Angeboten 
der Kindertagespflege (§ 2 Abs. 1) unterschieden. 

 

(2) Ausgehend vom vorläufigen Basiswert für die staatliche Förderung gemäß Art. 21 Abs. 3 Satz 2 
BayKiBiG wird die Höhe einer Geldleistung bei einem Betreuungsumfang von 8 Std. täglich (Buchungs-
gruppe: mehr als 7 bis einschließlich 8 Std. -mehr als 35 bis einschließlich 40 Std. wöchentlich-) be-
rechnet. Auf den so ermittelten Grundbetrag werden die Gewichtungsfaktoren nach Art. 21 Abs. 5 
BayKiBiG angewandt.  

 

(3) Zu dieser jeweils ermittelten Grundpauschale für Kinder unter 3 Jahren, für Kinder über 3 Jahren und 
für behinderte oder von wesentlicher Behinderung bedrohte Kinder wird, sofern bei der vermittelten 
Kindertagespflege auch gleichzeitig die staatlichen Fördervoraussetzungen nach Art. 20 BayKiBiG i. 
V. m. § 18 AVBayKiBiG vorliegen (qualifizierte Kindertagespflege nach § 2 Abs. 1), ein ausbildungs-
abhängiger Qualifizierungszuschlag gewährt. Der ausbildungsbedingte Qualifizierungszuschlag be-
trägt  
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1. 20 % auf die Grundpauschale in der Stufe 1, 
für Kindertagespflegepersonen, die erfolgreich an einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinn von 
Art. 20 Satz 1 Nr. 1 BayKiBiG im in § 18 AVBayKiBiG genannten Umfang teilgenommen haben 
oder einen Abschluss als pädagogische Ergänzungskraft im Sinn von § 16 Abs. 4 AVBayKiBiG 
nachweisen können, 

 
2. 30 % auf die Grundpauschale in der Stufe 2, 

für Kindertagespflegepersonen, die mindestens einen Abschluss als pädagogische Fachkraft im 
Sinn von § 16 Abs. 2 AVBayKiBiG nachweisen können. 

 

(4) Werden die Voraussetzungen für die staatliche Förderung nicht erfüllt, greift die Verpflichtung zur Ge-
währung einer laufenden Geldleistung nach § 23 Abs. 1 SGB VIII grundsätzlich ohne Qualifizierungs-
zuschlag (Kindertagespflege nach § 2 Abs. 2). Das gleiche gilt für Großtagespflegestellen im Sinne 
von Art. 9 Abs. 2 BayKiBiG, die eine staatliche Förderung nach Art. 20a BayKiBiG erhalten. 

 

(5) Die Grundpauschale für die Kindertagespflege ist ein Monatsbetrag und auf eine vierzigstündige Be-
treuung pro Woche (Buchungszeitgruppe: mehr als 7 bis einschließlich 8 Std. -mehr als 35 bis ein-
schließlich 40 Std. wöchentlich-) bezogen; sie ist bei höherer/geringerer Stundenzahl entsprechend 
der vermittelten Buchungszeitgruppe nach § 5 Abs. 3 nach oben/unten zu korrigieren. 

 

(6) Vollendet ein Kind unter drei Jahren während einer laufenden Kindertagespflege innerhalb eines Kin-
dergartenjahres (§ 4 Abs. 1) das dritte Lebensjahr, wird die Grundpauschale für unter dreijährige Kinder 
bis zum Ende des laufenden Kindergartenjahres weitergewährt. Im Übrigen werden Änderungen ab 
Beginn des Kalendermonats berücksichtigt, in denen sie eintreten.  

 

(7) Die Höhe der Grundpauschale ergibt sich zukünftig automatisch aus der Fortschreibung des vorläufi-
gen Basiswertes nach Art. 21 Abs. 3 Satz 2 BayKiBiG durch das Bayerische Staatsministeriums für 
Arbeit und Soziales, Familie und Integration (StMAS). 

 

(8) Die sich aus der Grundpauschale für die einzelnen Betreuungskategorien differenziert nach Alter, Be-
treuungs- und Förderbedarf der Kinder sowie des jeweiligen Qualifizierungszuschlags ergebenden mo-
natlichen Pauschalbeträge des Kindertagespflegeentgelts werden in einer Tabelle jeweils aktuell auf-
gelistet. Die aktuelle Tabelle wird der Satzung als Anlage 1 beigefügt. Bei einer Änderung der Höhe 
der Sachkosten- und Grundpauschale wird die Tabelle entsprechend angepasst. 

 
 

§ 9 
Aufwendungen für gesetzliche Unfallversicherung 

 
(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstattet der Kindertagespflegeperson auf Antrag die aus der 

gesetzlichen Unfallversicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 SGB VII entstandenen und nachgewie-
senen Aufwendungen. 

 
(2) Die Erstattung der Aufwendungen wird unabhängig von der Zahl der betreuenden Kinder nur einmal 

gewährt. 
 
(3) Betreut die Kindertagespflegeperson ein weiteres Kind, das von einem anderen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe vermittelt wurde, so erstattet der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Aufwendungen 
nach Abs. 1 nur dann, wenn er das Kind vor diesem weiteren Kind vermittelt hat. Werden die Aufwen-
dungen nach Abs. 1 von einem anderen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstattet, hat die Kinder-
tagespflegeperson dies dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe anzuzeigen. 

 
 

§ 10 
Aufwendungen für eine Alterssicherung 

 
(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstattet der Kindertagespflegeperson auf Antrag die für eine 

angemessene Alterssicherung entstandenen und nachgewiesenen Aufwendungen.  
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(2) Die Angemessenheit der Alterssicherung ist im Einzelfall zu prüfen. In der Regel werden Aufwendun-
gen bis zu einer Höhe von maximal der Hälfte des Mindestbeitrages zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung erstattet.  

 
(3) Als Alterssicherung anerkannt werden die freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung oder ein privater Altersvorsorgevertrag, bei dem das Altersvorsorgekapital frühestens ab dem 
vollendeten 60. Lebensjahr ausgezahlt wird. 

 
(4) Betreut die Kindertagespflegeperson ein weiteres Kind, das von einem anderen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe vermittelt wurde, so erstattet der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Aufwendungen 
nach Abs. 1 nur dann, wenn er das Kind vor diesem weiteren Kind vermittelt hat. Werden die Aufwen-
dungen nach Abs. 1 von einem anderen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstattet, hat die Kinder-
tagespflegeperson dies dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe anzuzeigen. 

 
 

§ 11 
Aufwendungen für eine Kranken- und Pflegeversicherung 

 

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstattet der Kindertagespflegeperson auf Antrag die hälftigen 
für eine angemessene Kranken- und Pflegeversicherung entstandenen und nachgewiesenen Aufwen-
dungen.  

 

(2) Die angemessene Höhe der zu zahlenden Kranken- und Pflegeversicherung darf das monatliche Kin-
dertagespflegeentgelt der Kindertagespflegeperson nicht übersteigen.  

 

(3) Die Aufwendungen nach Abs. 1 werden nur dann übernommen, sofern keine anderweitige ausrei-
chende Absicherung der Kindertagespflegeperson (insbesondere im Rahmen der Familienversiche-
rung) besteht. 

 

(4) Betreut die Kindertagespflegeperson ein weiteres Kind, das von einem anderen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe vermittelt wurde, so erstattet der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Aufwendungen 
nach Abs. 1 nur dann, wenn er das Kind vor diesem weiteren Kind vermittelt hat. Werden die Aufwen-
dungen nach Abs. 1 von einem anderen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erstattet, hat die Kinder-
tagespflegeperson dies dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe anzuzeigen. 

 
 

§ 12 
Ersatzbetreuung 

 
(1) Die Möglichkeit der Ersatzbetreuung wird durch eine beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe fest an-

gestellte mobile Ersatzbetreuungsperson oder durch die gegenseitige Vertretung zweier selbstständi-
ger Kindertagespflegepersonen untereinander (Tandem-Modell) angeboten. 
 

(2) Wird vertraglich vereinbart, dass die Ersatzbetreuung die beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe fest 
angestellte Ersatzbetreuungsperson übernimmt, trägt die Kosten für die Bereitstellung des Angebotes 
einer Ersatzbetreuung der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Davon umfasst sind die mit der 
Ersatzbetreuung verbundenen Aufwendungen, insbesondere der Eingewöhnung und Kontaktpflege 
zum Kind sowie die Vertretungstätigkeit bei Ausfall der Kindertagespflegeperson. 
 

(3) Wird vertraglich vereinbart, dass für die Ersatzbetreuung eine zweite selbstständige Kindertagespfle-
geperson zur Verfügung steht, übernimmt der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Abgeltung der 
mit der Ersatzbetreuung verbundenen Aufwendungen, insbesondere der Eingewöhnung und Kontakt-
pflege zum Kind, der Ersatzbetreuungsperson auf Antrag eine pauschale Aufwandsentschädigung. Die 
Höhe der monatlichen Pauschale richtet sich nach der jeweils für den Landkreis Tirschenreuth gültigen 
„Richtlinie für Kindertagespflege nach § 23 SGB VIII und dem BayKiBiG“. Derzeit beträgt die monatli-
che Pauschale 30,00 Euro je Kind, für das eine Vertretungstätigkeit geleistet wird. Bei Eintritt eines 
tatsächlichen Vertretungsbedarfes werden keine weiteren Leistungen durch den Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe gewährt, sofern die Vertretung für höchstens 40 Stunden erbracht wird. Für darüber 
hinaus geleistete Vertretungstätigkeit erhält die Ersatzbetreuungsperson Leistungen in Höhe der nach 
den §§ 7 bis 11 ermittelten Förderung. 
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(4) Die nähere Ausgestaltung der Ersatzbetreuung ist zwischen den Personensorgeberechtigten, der Kin-
dertagespflegeperson, der Ersatzkindertagespflegeperson und dem Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe schriftlich zu vereinbaren. 

 
 
 

2. Abschnitt  
Kostenbeteiligung 

 
 

§ 13 
Kostenbeitrag 

 
(1) Für die Inanspruchnahme des Angebots der Förderung von Kindern in Kindertagespflege nach § 1 wird 

gemäß § 90 Abs. 1 SGB VIII ein pauschalierter Kostenbeitrag erhoben. 
 
(2) Kostenbeitragsschuldner sind die Personensorgeberechtigten des Kindes, das in eine Kindertages-

pflege im Sinne von § 3 vermittelt wurde als Gesamtschuldner. Lebt das Kind nur mit einem Personen-
sorgeberechtigten zusammen tritt dieser an die Stelle der Gesamtschuldner. 

 
(3) Der Kostenbeitrag entsteht erstmals mit Beginn der Betreuung (§ 4 Abs. 2) in Kindertagespflege; im 

Übrigen entsteht der Kostenbeitrag jeweils fortlaufend mit Beginn eines Monats. 
 
(4) Der Kostenbeitrag wird jeweils am letzten Werktag eines Monats für den gesamten Monat fällig. 
 
(5) Die Höhe des Kostenbeitrags richtet sich nach der in der Betreuungs- und Buchungsvereinbarung (§ 

4) vereinbarten und vermittelten Buchungszeit. Er beträgt: 
 

a) für Kinder unter drei Jahren, die neben einer institutionellen Betreuung im Sinne von Art. 2 Nr. 1 
bis 4 BayKiBiG vermittelt wurden (ergänzende Kindertagespflege) und für Kinder ab drei Jahren 
bei einer Buchungszeit 

 
- bis einschließlich 1 Std.         40 € 
(mindestens 1 bis einschließlich 5 Std. wöchentlich)    
 
- von mehr als 1 bis einschließlich 2 Std.       50 € 
 (mehr als 5 bis einschließlich 10 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 2 bis einschließlich 3 Std.       60 € 
 (mehr als 10 bis einschließlich 15 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 3 bis einschließlich 4 Std.       65 € 
 (mehr als 15 bis einschließlich 20 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 4 bis einschließlich 5 Std.       70 € 
 (mehr als 20 bis einschließlich 25 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 5 bis einschließlich 6 Std.       80 € 
 (mehr als 25 bis einschließlich 30 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 6 bis einschließlich 7 Std.       90 € 
 (mehr als 30 bis einschließlich 35 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 7 bis einschließlich 8 Std.      100 € 
 (mehr als 35 bis einschließlich 40 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 8 bis einschließlich 9 Std.     110 € 
 (mehr als 40 bis einschließlich 45 Std. wöchentlich) 
 

- von mehr als 9 Std.        125 € 
(mehr als 45 Std. wöchentlich) 



Seite 50 A M T S B L A T T  

b) für alle anderen Kinder unter drei Jahren  
 

- bis einschließlich 1 Std.         60 € 
 (mindestens 1 bis einschließlich 5 Std. wöchentlich)     
 
- von mehr als 1 bis einschließlich 2 Std.       75 € 
 (mehr als 5 bis einschließlich 10 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 2 bis einschließlich 3 Std.       90 € 
 (mehr als 10 bis einschließlich 15 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 3 bis einschließlich 4 Std.     100 € 
 (mehr als 15 bis einschließlich 20 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 4 bis einschließlich 5 Std.     115 € 
 (mehr als 20 bis einschließlich 25 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 5 bis einschließlich 6 Std.     130 € 
 (mehr als 25 bis einschließlich 30 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 6 bis einschließlich 7 Std.     150 € 
 (mehr als 30 bis einschließlich 35 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 7 bis einschließlich 8 Std.     170 € 
 (mehr als 35 bis einschließlich 40 Std. wöchentlich) 
 
- von mehr als 8 bis einschließlich 9 Std.     195 € 
 (mehr als 40 bis einschließlich 45 Std. wöchentlich) 
 

- von mehr als 9 Stunden       220 € 
(mehr als 45 Std. wöchentlich) 
 
 

(6) Vollendet ein Kind im Sinne von Buchstabe b) während einer laufenden Kindertagespflege innerhalb 
eines Kindergartenjahres (§ 4 Abs. 1) das dritte Lebensjahr, wird der nach Buchstabe b) ermittelte 
Kostenbeitrag bis zum Ende des laufenden Kindergartenjahres fällig. Im Übrigen werden Änderungen 
ab Beginn des Kalendermonats berücksichtigt, in denen sie eintreten.  
 

(7) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat den Kostenbeitragsschuldner im Leistungsbescheid auf die 
Möglichkeit der Kostenübernahme nach § 90 Abs. 2 SGB VIII hinzuweisen. 
 

(8) Die Vermittlung des Kindes an eine Kindertagespflegeperson kann widerrufen werden, wenn der Kos-
tenbeitragsschuldner trotz Mahnung innerhalb der Mahnfrist der Zahlung des Kostenbeitrags nicht 
nachgekommen ist. Wird die Vermittlung des Kindes widerrufen, endet die Betreuung im Sinne des § 
4 Abs. 3 Buchstabe c. Der Kostenbeitragsschuldner ist vor Widerruf der Vermittlung zu hören. Der 
Widerruf der Vermittlung ist der Kindertagespflegeperson mitzuteilen. 

 
 
 

3. Abschnitt  
Schlussbestimmungen 

 
 

§ 14 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.05.2024 in Kraft. 
 

(2) Die Satzung über die Förderung von Kindertagespflege im Landkreis Tirschenreuth (Tagespflegesat-
zung) vom 16.04.2015 tritt mit Ablauf des 30.04.2023 außer Kraft. 
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Landratsamt Tirschenreuth, den 17.04.2024 
 
Roland Grillmeier, Landrat 
 
 
 ____________________________________________________________________________________   
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 ____________________________________________________________________________________   
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Landratsamt Tirschenreuth 
Az.: 1711/01/240/Br 
 
 
Immissionsschutzrecht; 
Antrag auf Genehmigung zur Neuerrichtung und zum Betrieb eines Biomasseheizkraftwerkes  
durch die Firma Ziegler Josef GmbH, Stein 6, 95703 Plößberg auf den Grundstücken mit den  
Fl.-Nrn. 904/2-904/3 der Gemarkung Liebenstein/ Gemeinde Plößberg 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 21 a der 
Neunten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

 
Das Landratsamt Tirschenreuth hat in der oben bezeichneten Angelegenheit am 19.04.2024 unter dem 
Aktenzeichen 1711/01/240/Br folgenden Bescheid erlassen: 
 
 
Der verfügende Teil des o. g. Bescheides lautet: 
 
A. Genehmigung 
1 Errichtung und Betrieb: 

Der Fa. Josef Ziegler GmbH, Stein 6, 95703 Plößberg, wird die Genehmigung erteilt, die auf den 
Grundstücken mit den Fl.-Nrn. 904/2-904/3 der Gemarkung Liebenstein/ Gemeinde Plößberg be-
stehende Verbrennungseinrichtung aus Feuerungsanlagen und Holzgasmotoranlagen zu ändern.  

Die Genehmigung umfasst dabei folgende Maßnahmen: 

- Abriss einer bestehenden Feuerungsanlage mit Warmwasserkessel und Errichtung eines 
neuen Biomasseheizkraftwerks mit Thermoölkessel und ORC-Anlage an gleicher Stelle.  

 
2 Erlöschen der Genehmigung  

(…) 
 
B. Der Genehmigung liegen folgende, mit dem Genehmigungsvermerk des Landratsamtes Tirschen-

reuth vom 19.04.2024 versehene Antragsunterlagen zu Grunde, deren Inhalt zum Bestandteil die-
ses Bescheides erklärt wird: 
Die Anlage ist nach Maßgabe der o. g. Antragsunterlagen zu errichten und zu betreiben, soweit 
nicht Bestimmungen dieses Bescheides, die Betriebs- und Verfahrensbeschreibung in diesem Be-
scheid und Prüfvermerke in den Antragsunterlagen von der Planung abweichende Regelungen 
treffen. 
 

C.  Die o. g. immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist mit Auflagen und Hinweisen zu den 
Bereichen Luftreinhaltung, Lärmschutz, Abfallrecht, Baurecht, Wasserrecht und Arbeitsschutz ver-
sehen. 

 
3 Die Josef Ziegler GmbH hat als Antragsteller die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden 
bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, 
 

Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 

 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

­ Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine recht-
lichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen 
Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

­ Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
Hinweise: 
 
Der Genehmigungsbescheid im vollen Wortlaut sowie die Planunterlagen und Beschreibungen (ausgenom-
men alle Angaben, die Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten) können in den nächsten zwei Wo-
chen nach der Bekanntgabe von den Beteiligten (Beteiligte sind alle, deren rechtliche Interessen durch den 
Ausgang des Verfahrens berührt werden können), während der allgemeinen Dienststunden im Landrats-
amt Tirschenreuth, Dienstgebäude III, Mähringer Str. 9, Zimmer 2, eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass mit dem Ende der Auslegefrist die Zustellung als bewirkt gilt, d. h. von 
diesem Zeitpunkt an läuft die Klagefrist von einem Monat. Nach Ablauf der Klagefrist sind alle öffentlich-
rechtlichen Einwendungen gegen das Vorhaben ausgeschlossen. Die Zustellung der immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung an die Beteiligten wird hiermit durch die öffentliche Bekanntmachung ersetzt. 
 
Tirschenreuth, den 19.04.2024 
 
 
Zapf 
Regierungsdirektor 
 
 
 ____________________________________________________________________________________   
 
 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g  
für eine 

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20072) 
des Landkreises Tirschenreuth 

 
über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich Ermäßigungsticket als 

 Höchsttarif im Kalenderjahr 2024 
 

Hintergrund 
 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich eingeführte Deutschlandticket 
als digitales und deutschlandweit gültiges Angebot für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) über 
das Jahr 2023 hinaus fortzuführen. Das bundesweit gültige Deutschlandticket ermöglicht den Fahrgästen 
mit einem einfachen und günstigen Angebot die Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen 
attraktiven ÖPNV dar. Aufgrund der beim Erlass der allgemeinen Vorschrift noch ausstehenden bundes-
weiten Entscheidungen zur Ausgestaltung des Deutschlandtickets im Jahr 2024 war entsprechend einem 
bundesweit abgestimmten Vorgehen die Umsetzung des Deutschlandtickets im Kalenderjahr 2024 nahezu 
flächendeckend zunächst bis zum 30. April 2024 vorgenommen worden. Die Verkehrsministerkonferenz 
hat mit Beschluss vom 22. Januar 2024 festgestellt, dass unter der Annahme der in der Konferenz der 
Regierungschefinnen und Regierungschefs mit Herrn Bundeskanzler vom 6. November 2023 beschlosse-

                                                 
2 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 23. 
Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der 
Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. Dezem-
ber 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für in-
ländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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nen Übertragung der Finanzierungsmittel aus dem Kalenderjahr 2023 die von Bund und Ländern zur Ver-
fügung gestellten Mittel auch ohne eine Anhebung des Deutschlandticketpreises im Kalenderjahr 2024 
ausreichen werden. 
 
Mit der vergünstigten Version des Deutschlandtickets für Auszubildende, Studierende und Freiwilligen-
dienstleistende (Ermäßigungsticket) wurde im Freistaat Bayern für diese Bevölkerungsgruppen ein attrak-
tives tarifliches Angebot geschaffen. Das Ermäßigungsticket ist 20 Euro gegenüber dem regulären 
Deutschlandticket reduziert. Diese weitergehende preisliche Reduktion wird vom Freistaat Bayern getra-
gen. 
 
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets 
einschließlich des Ermäßigungstickets im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV 
nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsaufträge oder 
allgemeiner Vorschriften zu regeln. 
 
Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 1. 
Januar 2024 sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt der Landkreis 
Tirschenreuth eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die ge-
meinwirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Tirschenreuth tätigen Ver-
kehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Gegenzug 
einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die Richtlinien 
des Freistaates Bayern zur Umsetzung der Vorgaben der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 (im 
Folgenden: Richtlinien Bayern 2024, Anlage 2). Hierdurch werden die Vorgaben zum Deutschlandticket 
bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Tirschenreuth im Kalenderjahr 2024 umgesetzt. 
Die hiesige allgemeine Vorschrift gilt für das gesamte Kalenderjahr 2024 und ersetzt somit die entspre-
chend dem oben genannten bundesweit abgestimmten Vorgehen zunächst befristet bis zum 30. April 2024 
vom Landkreis Tirschenreuth erlassene allgemeine Vorschrift vom 12.12.2023, veröffentlicht im Amts-
blatt des Landkreises Tirschenreuth Nr. 51 vom 18.12.2023. 
 
Gleichzeitig werden Regelungen für ab 01.01.2024 geltende landesrechtliche Ersatzleistungen des bishe-
rigen § 45 a PBefG getroffen. 
Vor diesem Hintergrund erlässt der Landkreis Tirschenreuth folgende 
 

Allgemeinverfügung: 

1. Rechtsgrundlagen 

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgeset-

zes (PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 3 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in 

Bayern (BayÖPNVG in der zum 1. Januar 2024 geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz 2 in Ver-

bindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis Tirschen-

reuth die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif 

im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur Gewährung von Aus-

gleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit 

einem Deutschlandticket im Kalenderjahr 2024. 

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  

2.1 Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 2.4) 

öffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, wäh-

rend der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des 

§ 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entspre-

chend Nr. 2.2 anzuerkennen (im Folgenden Tarifanerkennung oder Tarifanerkennungspflicht).  
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2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem 

gültigen Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den 

Tarifbestimmungen Deutschlandticket in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mo-

bil.nrw/koordinierungsrat.html), ohne dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. 

Die Anerkennung des Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrsunternehmen nicht zum Ver-

trieb; soweit vorhanden gelten diesbezüglich die entsprechenden Regelungen des jeweiligen öf-

fentlichen Dienstleistungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und der jeweils zustän-

digen Behörde (gemeinwirtschaftliche Verkehre, dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind 

im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt und verpflich-

tet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket (vergleiche 

Beschlussfassung für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus 

dem Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in der jeweils geltenden Fassung 

(https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html)) teilzunehmen. Entsprechend sind die hierfür 

erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend 

zu machen und gegebenenfalls diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben. Wenn 

durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem Deutschlandticket kein Nachteilsausgleich in An-

spruch genommen werden muss, ist der den Soll-Einnahmewert 2024 übersteigende Betrag ent-

sprechend den Vorgaben eines unter Beteiligung der Betroffenen festzulegenden Systems zu 

verteilen. Konkretisierungen und ausführende Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz und 

der Einnahmeaufteilung sind entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen sind zudem 

verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifge-

nehmigungsanträge für das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei entsprechenden Tarifan-

trägen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem mög-

lichen und erforderlichen Umfang an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutschland-

tickets mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit abge-

stimmten Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu ge-

währleisten; die bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutschlandtickets sind 

einzuhalten.  

2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet zudem die Beförderung von Studie-

renden, Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden mit einem gültigen ermäßigten 

Deutschlandticket (Ermäßigungsticket) gemäß Anlage 1.  

2.4 Die Verkehrsunternehmen sind im Hinblick auf die Anerkennung des Ermäßigungstickets zudem 

berechtigt und verpflichtet, bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das 

Ermäßigungsticket ist bei der bundesweiten Einnahmeaufteilung mit dem regulären Preis des 

Deutschlandtickets ohne die ergänzende Ermäßigung in Bayern anzusetzen.  

2.5 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das gesamte 

Gebiet, für das der Landkreis Tirschenreuth, unter Berücksichtigung von bestehenden Regelun-

gen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden, die Befugnis 

als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

für den allgemeinen ÖPNV innehat.  

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; Abschluss von Umsetzungsvereinbarun-

gen 

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen Personenverkehr auf 

Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaftliche Verkehrs-

dienste), gelten die Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags einschließlich etwai-

ger Ergänzungen oder Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser allgemei-

nen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie der jewei-

lige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutsch-

landtickets enthält; im Übrigen ergibt sich die Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür 
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zu gewährenden Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der Ta-

rifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der 

erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienst-

leistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, können zur 

Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwi-

schen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Tirschenreuth abgeschlossen 

werden. In der Umsetzungsvereinbarung kann insbesondere die konkrete Abwicklung der Aus-

gleichsleistungen sowie der Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift ge-

regelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung begründet keine eigenständigen Tarifanerken-

nungspflichten oder Ausgleichsansprüche.  

4. Ausgleichsleistungen 

4.1 Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Anspruch auf 

Ausgleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden 

finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung 

der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets (Mit-Fall) und der Situation mit Anwendung 

der bis dahin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichtigung sämtlicher hiermit jeweils ver-

bundenen positiven und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden 

Grundsätze zu beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zugrundelie-

genden öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen 

Grundsätzen zu regeln. 

In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen gelten die Nrn. 4.3.1 bis 4.3.4 der 

Richtlinien Bayern 2024 (Anlage 2).  

Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenzwerte in den Monaten Januar 

2019 bis Dezember 2019 ermittelt werden können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen aus-

nahmsweise die Nutzung von entsprechenden Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig. Sofern keine 

Werte aus den Vorjahren bestehen, sind validierte Prognosedaten zulässig. Diese Prognoseda-

ten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutsch-

landticket und der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren validiert werden. Eine Fort-

schreibung der hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen im Verhältnis zu der Veränderung der Be-

triebsleistungen im Kalenderjahr 2024 gegenüber dem Referenzzeitraum des Kalenderjahres 

2019 nach Nr. 4.3.1.1 Satz 8 der Richtlinien Bayern 2024 erfolgt nicht, soweit bei der Ermittlung 

der Soll-Einnahmen die Betriebsleistungsveränderung durch die Nutzung von entsprechenden 

Ist-Daten aus dem Referenzzeitraum des Jahres 2022 oder Prognosedaten bereits berücksichtigt 

ist.  

Dies gilt gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket zum Deutschlandticket; dieses ist im 
ersten Schritt bei der Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen wie das reguläre Deutsch-
landticket zu berücksichtigen. Im zweiten Schritt ist eine gesonderte Darstellung der Höhe der 
zusätzlichen Ausgleichsleistungen für die Ermäßigungstickets nach Maßgabe von Nr. 4.1.4 er-
forderlich. 

4.1.1 Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis einschließlich des Jahres 2023 gewährten Aus-

gleichsleistungen auf Grundlage des § 45a PBefG war zur Vermeidung von Verwerfungen im Zu-

sammenhang mit der Tarifanerkennung des Deutschlandtickets eine entsprechende Erklärung 

zum Verfahren der Berechnung der Ausgleichsleistungen erforderlich.  

Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz vom 24. Juli 2023 angepasst. Der Ausgleich nach 

§ 45a PBefG wird durch eine landesgesetzliche Regelung ersetzt. Verkehrsunternehmen erhal-

ten für Linienverkehre mit einer Genehmigung, deren Laufzeit bis spätestens zum 30. September 
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2024 beginnt, während der gesamten Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach dieser all-

gemeinen Vorschrift. Für Linienverkehre mit einer Genehmigung, deren Laufzeit zwischen dem 

1. Oktober 2024 und dem 31. Dezember 2024 beginnt, erhalten sie diese Leistungen längstens 

bis zum 31. Juli 2033. Hiervon ausgenommen sind eigenwirtschaftliche Genehmigungen, die sich 

in Bezug auf eine Vorabbekanntmachung, die innerhalb des Kalenderjahres 2023 veröffentlicht 

wurde, durchgesetzt haben. Die Laufzeit dieser Genehmigungen kann auch nach dem 31. De-

zember 2024 beginnen; Verkehrsunternehmen erhalten in diesem Fall während der gesamten 

Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift. 

Diese allgemeine Vorschrift umfasst insoweit mit Inkrafttreten der Gesetzesänderung am 1. Ja-

nuar 2024 auch die Ausgleichsleistungen in der Höhe des Betrages, der sich bei entsprechender 

Anwendung des Verfahrens zur Berechnung nach Satz 1 ergibt. Der Ausgleichsanspruch des 

Unternehmers endet mit Ablauf der Liniengenehmigungen. Der Ausgleich wird bei Änderungen 

des Angebots entsprechend wertanteilig angepasst. Die zum Ausgleich der weggefallenen Aus-

gleichsleistungen nach § 45a PBefG gewährten Beträge sind gesondert auszuweisen. Näheres 

hierzu regelt Nr. 5.5.3. 

Die Höhe der zum Ausgleich der weggefallenen Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewähr-

ten Beträge wird dabei pauschaliert auf der Grundlage der Ausgleichshöhe im Jahr 2019 ermittelt 

und ersetzt diese Ausgleichsleistungen. Auf Basis einer ersten Prognose einer linien- bzw. linien-

bündelscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-Ausgleichsleistungen aus dem Jahr 2019 beantragt 

der Auftragnehmer über das DTBY-Portal3 bei dem Auftraggeber bis zum 1. März 2024 eine Vo-

rauszahlung von 50 Prozent der Ausgleichsleistungen für das Jahr 2024. Diese Zuordnung erfolgt 

entsprechend dem in Anlage 3 beschriebenen Verfahren. Bis zum 1. September 2024 erfolgt die 

Berechnung der linien- bzw. linienbündelscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-Ausgleichsleis-

tungen im Jahr 2019 durch den Auftragnehmer und beantragt auf dieser Grundlage die zweite 

Vorauszahlung in Höhe von 50%.  

Im Fall wesentlicher Änderungen im Linienangebot oder neuer Verkehre im Zeitraum von 2020 

bis 2022 beantragt der Auftragnehmer die Vorauszahlungen auf Grundlage der im Jahr 2022 

beschiedenen Ausgleichshöhe. Hierfür stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine valide 

und nachvollziehbare Berechnung als Grundlage zur Verfügung. Der Auftraggeber prüft diese 

Berechnung zusammen mit der zuständigen Regierung, insbesondere unter Rückgriff auf die 

Zahl der Auszubildenden und Schülerinnen und Schüler. 

Für wesentliche Änderungen im Linienangebot sowie neue Verkehre in den Jahren 2023 oder 

2024 bildet eine valide und nachvollziehbare, vom Aufgabenträger und der Regierung geprüfte 

und bestätigte Berechnung des Unternehmens die Grundlage des Ausgleichs. Diese greift insbe-

sondere auf die Zahl der Schülerinnen und Schüler im Rahmen der Bestandssicherung zurück.  

Werden während der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift wesentliche Veränderungen des 

Linienangebotes festgestellt, werden die pauschalierten Ausgleichsleistungen wertanteilig ange-

passt. Die Höhe der Ausgleichsleistungen verringert sich bei Auslaufen einzelner Liniengenehmi-

gungen entsprechend den Wertanteilen der jeweiligen Linien.  

Einzelheiten regelt Anlage 3 zu dieser allgemeinen Vorschrift. 

Wesentliche Änderungen werden in der nächsten Auszahlung berücksichtigt. Erforderlichenfalls 

erfolgt nach Ende der Genehmigungslaufzeit oder der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift 

eine Korrektur; die Regelungen nach Nr. 4.3.4 finden entsprechend Anwendung. 

                                                 
3 DTBY-Portal: Portal des Freistaates Bayern zum Vollzug der Abrechnung des Deutschlandtickets; er-
reichbar unter https://dtby.intraplan.de/ 
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4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt ins-

besondere für den gesetzlichen Ausgleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleich-

ermaßen auch für weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsregelun-

gen des Landkreises Tirschenreuth (zum Beispiel aktuell für das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, 

die für das Verkehrsunternehmen Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelun-

gen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen verschiedener allgemeiner Vor-

schriften, ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach 

gewährt werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die hierfür gewährten Ausgleichs-

leistungen im Rahmen der Nachweisführung (dazu Nr. 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar 

darzustellen. 

4.1.3 Der Landkreis Tirschenreuth kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsrege-

lungen treffen. 

4.1.4 Entsprechend Nr. 4.3.5 der Richtlinien Bayern 2024 ergibt sich die Höhe der Ausgleichsleistun-

gen für die ergänzende Ermäßigung des Ermäßigungstickets aus der Differenz zwischen den 

nach Nr. 4.3.1.2 Satz 3 der Richtlinien Bayern 2024 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den 

tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Ermäßigungstickets.  

4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt.  

4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf 

den finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in 

Verbindung mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:  

4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift ent-

spricht nach dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und 

negativen) Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemei-

nen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts 

ist somit eine Aufstellung aller Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen vorzunehmen. Bei 

den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz des Mit-Falls 

und des Ohne-Falls entsprechend Nr. 4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnahmen kön-

nen berücksichtigt werden, soweit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die Auswirkungen auf 

die Kosten (Ausgaben) richten sich ebenfalls nach Nr. 4.1. 

4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemeinwirt-

schaftlichen Verkehren im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags umge-

setzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrechnung gemäß Nr. 

5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes gemäß Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007. Im Hinblick auf die Vermeidung einer Überkompensation gilt Nr. 4.3.4; die Umsetzung 

ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags zu gewährleisten. 

4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des Anhangs der Verordnung 

(EG) Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleistet: 

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 des Anhangs der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.  

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 gilt Nr. 4.3.4. 

4.3.4  Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkompen-

sation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Vermeidung einer 

Überkompensation wird unter Beachtung der Vorgaben von Nr. 6 des Anhangs in Bezug auf den 

angemessenen Gewinn wie folgt gewährleistet: Die Überkompensationskontrolle ist jährlich 

durchzuführen. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung 



Seite 60 A M T S B L A T T  

des Deutschlandtickets nicht übersteigen; sie ist begrenzt auf die Höhe, bei der ein angemesse-

ner Gewinn von 5 Prozent vom Umsatz für die zugrunde liegenden Verkehrsdienste erreicht wird. 

Ein höherer Gewinn kann im Einzelfall als angemessen akzeptiert werden, wenn die Verkehrs-

dienste in einem europaweit bekanntgemachten Vergabeverfahren mit mehreren Bietern verge-

ben wurde und das Verkehrsunternehmen nachweist, dass es über die Laufzeit des öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags, ohne Betrachtung der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine hö-

here Umsatzrendite mit den zugrunde liegenden Verkehrsdiensten erzielt hat. Das Verkehrsun-

ternehmen stellt die für die Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfas-

send zur Verfügung und ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens einer Überkompensation. 

Bei der Ermittlung des angemessenen Gewinns in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen sind 

Kosten nur maximal in der Höhe berücksichtigungsfähig, die sich aus dem öffentlichen Dienst-

leistungsauftrag ergibt. Bei Bedarf können restriktivere Regelungen für den Einzelfall getroffen 

werden. Änderungen beim Angebot und Angebotsunterbrechungen sind entsprechend Nr. 4.1 

angemessen zu berücksichtigen. Die Berechnung einschließlich der Datengrundlagen müssen 

einer Überprüfung durch den Landkreis Tirschenreuth oder dessen Beauftragten zugänglich ge-

macht werden (vgl. Nr. 5.8). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen Überkompensation ist eine 

unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des finanziellen Nettoeffekts aus der 

Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das 

Deutschlandticket entsprechend Nr. 4.3.1 differenziert nach gemeinwirtschaftlichen Verkehren 

und eigenwirtschaftlichen Verkehren zum 31. Januar 2026 vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstel-

lung ist unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-

schrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuweisen. Die Richtigkeit dieser Aufstellung ist 

bezogen auf jeden bestehenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag oder jeden eigenwirtschaftli-

chen Verkehr von einem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu bestätigen; betreibt das Ver-

kehrsunternehmen im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift mehrere eigenwirtschaftli-

che Verkehre können die Nachweise gesamthaft hierfür erbracht werden. Sollte im Einzelfall den-

noch eine Überkompensation festgestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen den überkom-

pensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe einschließlich Zinsen ab dem 

Eintritt der Überkompensation zurückzuzahlen.  

5. Darlegungs- und Nachweispflichten 

5.1 Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in dieser all-

gemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der 

Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung dieser allgemeinen Vor-

schrift erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.  

5.2 Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats für den Vormonat 

alle selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe des Deutschlandtickets 

einschließlich der Verkäufe des ermäßigten Deutschlandtickets, wobei hier der nicht ermäßigte 

Kaufpreis anzusetzen ist, unmittelbar an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte 

Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die selbst oder im Na-

men des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag 

nach Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannte 

Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die vorläufigen Soll-Ein-

nahmen inklusive tariflicher Fortschreibung gemäß Richtlinien Bayern 2024 an die in Nr. 5.3 der 

Richtlinien Bayern 2024 benannte Clearingstellte einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 

2024 bis zum 20. Februar 2024 zu melden. Die Meldung muss den technischen Voraussetzungen 

entsprechen, die von der in Nr. 5.3 der Richtlinien Bayern 2024 benannten Clearingstelle vorge-

geben werden. (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). Der Landkreis Tirschenreuth 

erhält eine Abschrift der Meldung. Zusätzlich sind die Verkehrsunternehmen verpflichtet, die Mel-

dungen an die benannte Clearingstelle parallel auch in das DTBY-Portal einzustellen. Die Mel-

dung kann auch über einen von ihnen beauftragten Dritten (Dienstleister) bzw. die zuständige 

Tariforganisation (Verbund, etc.) analog der Meldung an die benannte Clearingstelle erfolgen. 
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Meldungen betreffend das Jahr 2024, die vor dem 1. Mai 2024 an die oben genannte Clearing-

stelle gesandt wurden, sind bis zum 15. Juli 2024 in das DTBY-Portal nachzutragen. 

5.3 Für die Antragstellung des Landkreises Tirschenreuth beim Freistaat Bayern am 30. September 

2024 sind von den Verkehrsunternehmen bis zum 31. August 2024 vorzulegen: 

- Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der voraussichtlichen Ausgleichsleistungen ent-

sprechend den im DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode; 

- Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen entsprechend den im DTBY-Portal 

zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode sowie weitere begründende Un-

terlagen; sofern entsprechende Daten von der Verbundorganisation nicht rechtzeitig zur Verfü-

gung gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und begrün-

dende Daten selbst vorzulegen; 

- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets entsprechend den im DTBY-Portal zur 

Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen 

nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleis-

tende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach den einzelnen solidarischen Semes-

tertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen diese Prog-

nosen von den Verbundorganisationen erstellt werden; 

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch das Ermäßigungsticket entsprechend den im 

DTBY-Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt 

auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilli-

gendienstleistende). Die Studierenden sind entsprechend getrennt nach den einzelnen solidari-

schen Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sol-

len diese Prognosen von den Verbundorganisationen erstellt werden. 

5.4 Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 31. März 2025 die 

nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise: 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind monatsscharf getrennt 

auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilli-

gendienstleistende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den vorhandenen ein-

zelnen Hochschulen mit (solidarischen) Semestertickets und ohne (solidarisches) Semesterticket 

darzustellen; 

Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzulegen.  

5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Januar 2026 die nachfolgend aufgeführten Daten und 

Nachweise. Auf Anforderung sind die zugrundeliegenden Daten und Berechnungen offenzule-

gen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgültigen Daten und Nachweise das endgültige Er-

gebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung maßgeblich ist, dies jedoch zum 31. Januar 2026 

noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung 

(jedoch nicht älter als einen Monat) zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet 

der Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt. 

5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Dezember 2019 sind die nachfolgenden Daten 

und Nachweise vorzulegen: 

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangsta-

rife, landesweite Tarife, Haustarife), in dem das Verkehrsunternehmen tätig ist; 

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten Fahrausweise und Erlöse 

differenziert nach der jeweiligen Kartenart und Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich 



Seite 62 A M T S B L A T T  

anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis De-

zember 2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern; 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufgeteilten Einnahmen im Kalenderjahr 

2019 und die Einnahmenaufteilung sowohl für die hochgerechneten als auch für die tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen; hinzuzufügen sind auch betragsmäßige Erlösminderungen aus Vertriebs-

provisionen. 

5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2024 bis Dezember 2024 

hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen: 

- für die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehenden Kartenarten und Preisstufen die jeweilige 

Höhe des Tarifs;  

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise zuordnen lassen oder es sich 

um stückzahlunabhängige Pauschalangebote handelt: die mittels der aus der Berechnung nach 

Nr. 4.3.1.1 Satz 1 der Richtlinien Bayern 2024 abgeleiteten durchschnittlichen prozentualen Ta-

rifanpassung hochgerechneten Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs; 

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im April 2023 und im Januar 2025; 

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahrzeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern im Kalen-

derjahr 2024 und das Verhältnis zum Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019.  

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf Kalenderjahr 

2024 vorzulegen: 

- die ermittelten anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2024 bis 

Dezember 2024; 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind getrennt auszuweisen 

nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleis-

tende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen solidarischen Se-

mestertickets und ohne Semesterticket darzustellen; 

- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung; auf Anforde-

rung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 

- die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Vereinbarungen zur Durchführung der Einnahmen-

aufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet oder anerkennt; auf Anforde-

rung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen; 

- Nachweise über die erzielten Einnahmen und Erlöse sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemein-

schaftstarifen einschließlich der Zuordnung zum jeweils für den öffentlichen Dienstleistungsauf-

trag oder den eigenwirtschaftlichen Verkehr maßgeblichen Zuständigkeitsgebiet für die Monate 

Januar 2024 bis Dezember 2024; sollte der Nachweis nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst 

eine vorläufige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes über die Einnahmenzuscheidung beizu-

bringen; der Nachweis ist in diesem Fall schnellstmöglich nachzureichen; 

- soweit Nr. 4.3.1.1 Satz 6 der Richtlinien Bayern 2024 (Tarifdeckel) Anwendung findet, ist eine 

transparente Überleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen vorzulegen; 

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßigungstickets; die Tickets sind monatsscharf getrennt 

auszuweisen nach Studierenden sowie den weiteren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilli-

gendienstleistende); die Angaben zu den Studierenden sind getrennt nach den einzelnen Hoch-

schulen mit (solidarischen) Semestertickets und ohne Semesterticket darzustellen; 
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- Nachweise über die im Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets entstande-

nen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe der Richtlinien Bayern 2024 ausgeglichen wer-

den; 

- Nachweise über positive oder negative Effekte hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf Grund-

lage der §§ 228 ff. SGB IX; 

- Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften; 

- Nachweise über positive und negative Effekte für das Verkehrsunternehmen in Bezug auf Ver-

triebsprovisionen, die sich aus der Anerkennung des Deutschlandtickets für die Monate Januar 

2024 bis Dezember 2024 ergeben; 

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über die betragsmäßigen Erlösminderungen aus Ver-

triebsprovisionen oder Einsparungen von Vertriebsprovisionen. 

5.5.4 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf die gesamte 

Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder die gesamte Laufzeit der einem eigenwirt-

schaftlichen Verkehr zugrunde liegenden Liniengenehmigungen vorzulegen:  

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen verkauften Tarife und Tickets 

(kassentechnische Einnahmen) jeweils differenziert nach Kalendermonaten und allen Kartenar-

ten und Preisstufen einschließlich der Höhe der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, 

die das Verkehrsunternehmen anwendet; 

- vollständige Angaben über die durch das Verkehrsunternehmen erzielten Fahrgelderlöse diffe-

renziert nach Kalendermonaten und allen Kartenarten und Preisstufen einschließlich der Höhe 

der Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife, die das Verkehrsunternehmen anwendet 

oder anerkennt; maßgeblich sind bei Gemeinschaftstarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Re-

gelung, die endgültigen Ansprüche des Verkehrsunternehmens nach Maßgabe der Einnahmen-

aufteilungen; 

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit (Euro je Personenkilometer und Tarifsorte) und 

Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnachfrage in Personen und Personenkilometern), soweit 

diese Daten im Rahmen der jeweiligen Einnahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden; 

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen (Mindereinnahmen) ein-

schließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen; diese sind von den tariflichen Auswirkun-

gen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets und den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen 

nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein doppelter Ausgleich ausgeschlossen ist; 

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß Nr. 4.3.4 einschließlich Bestätigung 

der Einhaltung der im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie 

der korrekten Ermittlung und sachlichen Richtigkeit der Daten; 

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten. 

5.6 Der Landkreis Tirschenreuth kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und 

Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den Richtlinien Bay-

ern 2024 oder insbesondere aufgrund von Rechtsvorschriften sowie Anforderungen der EU-

Kommission oder des Obersten Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die unter Nrn. 5.2 bis 

5.5 genannten sowie darüber hinaus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen und Nachweise 

nicht fristgerecht vorgelegt, kann die Ausgleichsleistung für das das jeweils abzurechnende Jahr 

ganz oder teilweise versagt werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurück-

zuzahlen. 
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5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Be-

achtung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden öffentlichen Dienstleis-

tungsauftrags nach Maßgabe der dortigen Regelungen. Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren kön-

nen in der Umsetzungsvereinbarung ergänzende Regelungen zur Darlegungs- und Nachweis-

führung getroffen werden. Im Einzelfall können bei Bedarf Abweichungen oder Konkretisierungen 

zu den im Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Nachweispflichten geregelt werden. 

5.8 Der Landkreis Tirschenreuth kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser all-

gemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder ähnliches 

selbst oder durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit verpflichteten Dritten prüfen 

lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf entsprechendes Verlangen Einblick in die 

hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. perso-

nenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die 

jeweils geltenden Richtlinien Deutschlandticket diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft, wer-

den diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwi-

schen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Tirschenreuth getroffen. Gleiches gilt in Bezug 

auf die Aufbewahrung der zugrunde liegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür gelten-

den Fristen. 

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der Umsetzvereinba-

rung nichts Abweichendes geregelt wird, gewährt die zuständige Behörde dem Verkehrsunter-

nehmen auf Antrag Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.2 und Nr. 6.3. 

6.2 Die Verkehrsunternehmen erhalten für die Monate Januar 2024 bis April 2024 auf Antrag eine 

erste Abschlagszahlung in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr 2023 vorläufig gewährten Aus-

gleichsleistungen. Der Antrag auf die erste Abschlagszahlung ist bis zum 29. Februar 2024 über 

das DTBY-Portal zu stellen. Für die Monate Mai bis August 2024 erhalten die Verkehrsunterneh-

men auf Antrag eine zweite Abschlagszahlung entsprechend dem für den Zeitraum Mai bis Au-

gust 2024 gemäß den Vorgaben des DTBY-Portals prognostizierten Ausgleichsbedarf für das 

Jahr 2024. Der Antrag auf zweite Abschlagszahlung ist bis zum 15. April 2024 über das DTBY-

Portal an den Aufgabenträger zu stellen. Eine dritte Abschlagszahlung für die Monate September 

bis Dezember 2024 wird auf Antrag entsprechend dem voraussichtlichen Bedarf gewährt. Der 

Antrag ist bis zum 15. Juli 2024 über das DTBY-Portal an den Aufgabenträger zu stellen. Die 

Abschläge werden in monatlichen Teilraten zum Ende der Monate Mai, Juni, Juli, August, Sep-

tember, Oktober, November und Dezember 2024 an den Antragsteller ausgezahlt. Die Vorgaben 

zur konkreten Ermittlung des voraussichtlichen Bedarfs und die konkrete Abwicklung der dritten 

Abschlagszahlung richtet sich nach den entsprechenden, durch das Staatsministerium für Woh-

nen, Bau und Verkehr festzulegenden Vorgaben im DTBY-Portal. Der Betreiber des DTBY-

Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verarbeitung personenbezogener Daten 

berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erforderlich ist.  

6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß Nr. 6.2 gewährt der Aufgabenträger Landkreis 

Tirschenreuth Abschlagszahlungen auf die Ausgleichsleistungen für die Mindereinnahmen aus 

dem Ermäßigungsticket wie folgt: Jeweils zum 15. des auf die Gültigkeit des jeweils ausgegebe-

nen Tickets folgenden Monats können Abschlagszahlungen über das DTBY-Portal beantragt wer-

den. Hierzu ist dort die Anzahl der jeweils ausgegebenen, gültigen Ermäßigungstickets zu mel-

den. Die Höhe der Abschlagszahlung beträgt je gemeldeten verkauften Ermäßigungsticket 20 

Euro. Das Verkehrsunternehmen kann sich zu der Antragsstellung auch eines Dienstleisters be-

dienen. Der Betreiber des DTBY-Portals ist als datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verar-

beitung personenbezogener Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erfor-

derlich ist.  
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6.4 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift 

erfolgt unter Berücksichtigung der Abschlagszahlungen nach den Nrn. 6.2 und 6.3. Die endgültige 

Ermittlung der Ausgleichsleistungen beinhaltet auch eine Regelung zu Nachzahlungen und zum 

Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung oder Verrechnung) einschließlich etwaiger Verzin-

sungen.  

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

7.1 Der Landkreis Tirschenreuth ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten 

Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistun-

gen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf 

Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zu-

sammen mit den Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen 

des Berichts nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verord-

nung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang mit dieser allge-

meinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den Verkehrsunternehmen eingefordert werden. 

Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, 

können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemachten 

Angaben berufen. 

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 

8.1 Diese allgemeine Vorschrift tritt gemäß Art. 41 Absatz 4 Satz 4 Bayerisches Verwaltungsverfah-

rensgesetz – BayVwVfG - am Tag nach ihrer amtlichen Bekanntmachung in Kraft. Mit Inkrafttre-

ten dieser allgemeinen Vorschrift wird die allgemeine Vorschrift in Form einer Allgemeinverfügung 

über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich Ermäßigungsticket als Höchsttarif bis 

zum 30. April 2024 des Landkreises Tirschenreuth vom 12.12.2023 (Amtsblatt des Landkreis 

Tirschenreuth Nr. 51/2023, S. 200 ff.)  abgelöst und tritt außer Kraft. Die Abwicklung des Verfah-

rens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 2024 erfolgt somit ge-

samthaft und vollständig über die hiesige allgemeine Vorschrift.  

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 31. Dezember 2024 außer Kraft. Die Abwicklung des Verfah-

rens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das Kalenderjahr 2024 wird auch nach 

dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende 

geführt (insbesondere Erfüllung sämtlicher Nachweispflichten durch die Verkehrsunternehmen 

und Durchführung der Schlussabrechnung). Die allgemeine Vorschrift kann durch Änderungs-

Allgemeinverfügung verlängert, geändert oder aufgehoben werden. Die allgemeine Vorschrift und 

die damit verbundene Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets kann insbesondere dann 

außer Kraft gesetzt werden, wenn keine ausreichende Finanzierung des Deutschlandtickets mehr 

sichergestellt ist, um die auf Basis der Allgemeinverfügung bestehenden Ausgleichsansprüche 

vollumfänglich zu befriedigen.  

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben 

werden bei dem  
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Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg 

Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-

formersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch ein-

reichen.  

Kraft Bundesrecht wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine 

Verfahrensgebühr fällig. 

 

Tirschenreuth, 25.04.2024 

gez.  

Roland Grillmeier 

Landrat 

 

 
 
Anlagen 
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßigten Deutschlandticket für Auszubil-

dende, Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) für das Jahr 2024 
Anlage 2 Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich nicht gedeckter 

Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschland-
ticket im Jahr 2024 im Freistaat Bayern (Richtlinien Deutschlandticket ÖPNV Bayern 2024) 
vom 22. Januar 2024  

Anlage 3 Verfahren der Ermittlung der Höhe des bestandssichernden Betrages je Verkehrsunter-
nehmen und Aufteilung auf den jeweiligen Aufgabenträger in Nachfolge des Ausgleichs 
nach § 45a des Personenbeförderungsgesetzes 
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